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A Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Geltungsbereich 
1 Dieses Reglement ordnet das Anstellungsverhältnis der Mitarbeitenden sowie die 
Rechte, Pflichten und Entschädigungen der Gemeindebehörden, der Kontroll- oder 
Hilfsorgane der Einwohnergemeinde. 

2 Das Anstellungsverhältnis und die Entlöhnung der Lehrpersonen richtet sich nach 
kantonalem Recht. 

3 Für Lehrverhältnisse in Berufen, die vom Bundesgesetz über die Berufsbildung 
erfasst sind, gilt der Lehrvertrag. 

4 Wo dieses Reglement keine abweichenden Bestimmungen enthält, gilt 
sinngemäss kantonales Recht. 

5 Enthält das kantonale Recht keine Regelung, finden die Bestimmungen des 
Schweizerischen Obligationenrechts Anwendung. 

 

§ 2 Öffentlich-rechtliches Arbeitsverhältnis 
1 Die Mitarbeitenden der Einwohnergemeinde werden durch einen schriftlichen 
öffentlich-rechtlichen Anstellungsvertrag angestellt. Das Anstellungsverhältnis ist in 
der Regel unbefristet. 

 

§ 3 Privatrechtliches Arbeitsverhältnis 
1 Bei nicht-hoheitlicher Tätigkeit ist die Begründung privatrechtlicher 
Arbeitsverhältnisse zulässig. 

2 Privatrechtliche Verträge gelten insbesondere: 

a. bei zeitlich befristeter Tätigkeit; 
b. bei weniger als 30 Stunden monatlicher Arbeitszeit; 
c. für Teilzeitpersonal im Stundenlohn; 
d. für Personal von Beschäftigungsprogrammen; 
e. für Personen in Ausbildung; 
f. auf Wunsch der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters. 

3 Soweit der Arbeitsvertrag keine Vorschriften enthält, richtet sich das 
privatrechtliche Arbeitsverhältnis nach den Bestimmungen des Obligationenrechts 
über den Einzelarbeitsvertrag. 
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§ 4 Datenschutz 
1 Personendaten von Mitarbeitenden sowie von Stellenbewerbenden dürfen 
bearbeitet werden, soweit sie für die Beurteilung der Eignung, der Leistung und des 
Verhaltens notwendig und geeignet oder für die Gestaltung der 
Anstellungsverhältnisse erforderlich sind. 

2 Personendaten sind bei Nichtanstellung zu vernichten. 

 

§ 5 Stellenplan 
1 Die Schaffung neuer und die Aufhebung bestehender Stellen beschliesst der 
Gemeinderat. 

 

§ 6 Stellenausschreibung 
1 Offene Stellen sind öffentlich und geschlechtsneutral auszuschreiben. 

2 Befristete Stellen müssen nicht ausgeschrieben werden. 

3 Offene Stellen können bei Eignung durch bisherige Mitarbeitende besetzt werden. 

4 Bewerbenden werden unabhängig von Geschlecht, Alter und Herkunft die gleichen 
Chancen eingeräumt und ihre Persönlichkeit wird respektiert. 

 

§ 7 Anstellungskompetenz 
1 Die Anstellung der Mitarbeitenden erfolgt durch den Gemeinderat. 

2 Der Gemeinderat kann die Kompetenz delegieren. Die Details sind in der 
Verordnung zum Personalreglement geregelt. 

 

§ 8 Probezeit 
1 Die Probezeit beträgt 3 Monate. 

2 Die Gemeindeverwalterin oder der Gemeindeverwalter kann die Probezeit um 
weitere 3 Monate verlängern. 

3 Während der Probezeit kann das Anstellungsverhältnis beidseitig, unter Einhaltung 
einer Frist von 7 Tagen, aufgelöst werden. 
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§ 9 Ordentliche Kündigung 
1 Das Anstellungsverhältnis kann beidseitig nach Ablauf der Probezeit unter 
Einhaltung der folgenden Fristen jeweils auf das Monatsende schriftlich gekündigt 
werden: 

a. im ersten Anstellungsjahr   1 Monat 

b. ab dem zweiten Anstellungsjahr  3 Monate 

2 Für die Gemeindeverwalterin oder den Gemeindeverwalter und die 
Bereichsleiterinnen und Bereichsleiter gilt ab Beginn der Anstellung eine 
Kündigungsfrist von 6 Monaten. 

3 Die Kompetenz für die Auflösung des Anstellungsverhältnisses liegt bei der 
anstellenden Instanz. Spricht die anstellende Instanz die Kündigung aus, so muss 
sie begründet werden und in Verfügungsform mit der entsprechenden 
Rechtsmittelbelehrung sowie unter Gewährung des rechtlichen Gehörs erlassen 
werden. 

4 Wesentliche Gründe liegen insbesondere vor: 

a. wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter längerfristig oder dauernd an der 

Aufgabenerfüllung verhindert ist; 

b. wenn die Arbeitsstelle aufgehoben oder geänderten organisatorischen oder 

wirtschaftlichen Gegebenheiten angepasst wird und die Mitarbeiterin oder der 

Mitarbeiter die Annahme einer neuen oder einer anderen zumutbaren 

Arbeitsstelle ablehnt oder die Zuweisung einer anderen Arbeitsstelle nicht 

möglich ist; 

c. wenn Mängel in der Leistung oder im Verhalten trotz schriftlicher Verwarnung 

anhalten oder sich wiederholen; 

d. wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter wichtige vertragliche oder 

gesetzliche Verpflichtungen verletzt hat; 

e. wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter eine strafbare Handlung begangen 

hat, die nach Treu und Glauben mit der korrekten Aufgabenerfüllung nicht 

vereinbar ist. 

5 Mitarbeitende können das Arbeitsverhältnis ohne Angabe von Gründen kündigen. 

6 Mitarbeitende richten ihre Kündigung schriftlich an die anstellende Instanz. 

 

§ 10 Fristlose Kündigung 
1 Ein Arbeitsverhältnis kann insbesondere dann jederzeit ohne Einhaltung von 
Fristen aufgelöst werden, wenn aufgrund wichtiger Umstände der kündigenden 
Partei nicht zugemutet werden kann, das Arbeitsverhältnis fortzusetzen. 

2 Eine fristlose Beendigung des Arbeitsverhältnisses muss in jedem Fall schriftlich 
begründet werden. Des Weiteren gelten die oben genannten Formvorschriften. 
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§ 11 Kündigung zur Unzeit 
1 Nach Ablauf der Probezeit darf die anstellende Instanz das Arbeitsverhältnis 
gemäss Art. 336c Abs 1b OR nicht kündigen, während Mitarbeitende ohne eigenes 
Verschulden durch Krankheit oder Unfall ganz oder teilweise an der Arbeitsleistung 
verhindert sind, und zwar im 1. Dienstjahr während 30 Tagen, ab 2. bis und mit 5. 
Dienstjahr während 90 Tagen und ab 6. Dienstjahr während 180 Tagen. 

 

§ 12 Erreichen der Altersgrenze 
1 Das Arbeitsverhältnis endet ohne vorherige Kündigung am letzten Tag des Monats, 
in dem die Mitarbeitenden das ordentliche Rentenalter erreichen. 

 

§ 13 Invalidität 
1 Das Arbeitsverhältnis endet mit dem Anspruch auf eine Invalidenrente. 

2 Bei der Zusprechung einer Invalidenrente aufgrund einer Teilinvalidität kann ein 
neues Arbeitsverhältnis begründet werden. 

 

B Rechte und Pflichten 

§ 14 Anerkennung des Reglements 
1 Mit der Anstellung anerkennen Mitarbeitende die Bestimmungen dieses 
Reglements. 

 

§ 15 Arbeitsleistung 
1 Die Mitarbeitenden handeln nach besten fachlichen, ethischen, sozialen, 
ökologischen und ökonomischen Gesichtspunkten, um qualitativ hochstehende 
Dienstleistungen im Interesse der Einwohnergemeinde zu erbringen. 

 

§ 16 Nebenbeschäftigung 
1 Die Ausübung einer entgeltlichen Nebenbeschäftigung bedarf der Bewilligung 
durch den Gemeinderat. Der Gemeinderat kann die Kompetenz delegieren. Die 
Details sind in der Verordnung zum Personalreglement geregelt. 

2 Nebenbeschäftigungen dürfen die Aufgabenerfüllung nicht nachteilig beeinflussen. 

3 Die Bewilligung kann verweigert werden, wenn: 

a. die Nebenbeschäftigung die Aufgabenerfüllung beeinträchtigt; 
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b. die Nebenbeschäftigung die Einwohnergemeinde als Arbeitgeberin direkt 

konkurrenziert. 

4 Der Gemeinderat erlässt in der Verordnung zum Personalreglement die 
Ausführungsbestimmungen. 

 

§ 17 Öffentliche Ämter 
1 Mitarbeitende haben grundsätzlich das Recht, ein öffentliches Amt zu übernehmen. 

2 Die Übernahme des öffentlichen Amtes bedarf der Bewilligung durch den 
Gemeinderat. 

3 Die Bewilligung kann mit Auflagen zur Kompensation beanspruchter Arbeitszeit 
oder zur Abgabe von Nebeneinnahmen verbunden werden. 

4 Der Gemeinderat erlässt in der Verordnung zum Personalreglement die 
Ausführungsbestimmungen. 

 

§ 18 Schweige- und Ausstandspflicht 
1 Alle Mitarbeitenden sind zur Verschwiegenheit über dienstliche Angelegenheiten 
verpflichtet. Diese Verpflichtung bleibt nach Auflösung des Anstellungsverhältnisses 
bestehen. 

2 Mitarbeitende treten bei Angelegenheiten, die sie oder Angehörige oder gute 
Bekannte unmittelbar betreffen, in den Ausstand, sofern nicht bloss ausführende 
Arbeiten zu erledigen sind. Massgebend für die Ausstandspflicht sind die kantonalen 
Verfahrensregeln im Verwaltungsverfahrensgesetz Basel-Landschaft (VwVG BL). 

 

§ 19 Ablehnung von Vorteilen 
1 Den Mitarbeitenden ist es verboten, Geschenke oder andere Vorteile, die im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehen, für sich oder für andere zu 
fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu lassen. 

2 Von diesem Verbot sind Geschenke von geringem Wert ausgenommen. Der 
Gemeinderat erlässt in der Verordnung zum Personalreglement die 
Ausführungsbestimmungen. 

 

§ 20 Personalrechtliche Massnahmen 
1 Mitarbeitende, die vorsätzlich oder fahrlässig ihre Dienstpflichten verletzen oder 
vernachlässigen oder gegen Bestimmungen dieses Reglements, der dazugehörigen 
Verordnung oder übergeordneten Rechts vorsätzlich oder fahrlässig verstossen, 
sind von der vorgesetzten Stelle zur Rechenschaft zu ziehen. Dasselbe gilt, wenn 



 

E I N W O H N E R G E M E I N D E   B U B E N D O R F 
 
Personalreglement 
In Kraft seit 01.01.2025 

 

Seite 9 von 17 

 

sie im privaten Bereich Handlungen begehen, welche das Ansehen der 
Einwohnergemeinde schädigen oder ihre eigene Glaubwürdigkeit derart 
untergraben, dass die Ausübung ihrer Tätigkeit bei der Einwohnergemeinde in Frage 
gestellt werden kann. 

2 Folgende Disziplinarmassnahmen sind vorgesehen: 

a. Auflagen; 

b. schriftlicher Verweis; 

c. Kündigung. 

3 Über den Vorfall und die Massnahme wird zu Handen der Personalakten eine 
Aktennotiz erstellt. 

 

§ 21 Rechtliches Gehör 
1 Die Mitarbeitenden haben vor Erlass einer sie belastenden Verfügung Anspruch 
auf rechtliches Gehör. 

 

§ 22 Beschwerderecht 
1 Gegen Entscheide oder Verfügungen der Gemeindeverwalterin oder des 
Gemeindeverwalters kann von öffentlich-rechtlich angestellten Mitarbeitenden innert 
10 Tagen beim Gemeinderat Beschwerde erhoben werden. 

2 Der Gemeinderat erlässt seinen Entscheid in Verfügungsform. Gegen diese 
Verfügung kann innert 10 Tagen seit Eröffnung beim Regierungsrat Beschwerde 
erhoben werden. 

 

§ 23 Arbeitszeit und Überzeit 
1 Die Soll-Arbeitszeit beträgt 42 Stunden pro Woche. 

2 Weitere Details zur Arbeitszeit und Überzeit der Mitarbeitenden regelt der 
Gemeinderat in der Verordnung zum Personalreglement. 

 

§ 24 Meldepflicht bei Arbeitsverhinderung 
1 Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, eine allfällige Arbeitsverhinderung 
unverzüglich der vorgesetzten Stelle zu melden. 

2 Bei Krankheit oder Unfall ist ab dem 4. Arbeitstag unaufgefordert ein Arztzeugnis 
beizubringen. In besonderen Fällen kann ein solches bereits ab dem ersten 
Arbeitstag verlangt werden. 
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§ 25 Vertrauensärztliche Untersuchung 
1 Auf Verlangen der Gemeindeverwalterin oder des Gemeindeverwalters kann eine 
vertrauensärztliche Untersuchung angeordnet werden, insbesondere 

a. bei lange dauernder oder sich öfters wiederholender Arbeitsverhinderung; 

b. wenn der körperliche oder geistige Zustand Zweifel an der Leistungsfähigkeit 

von Mitarbeitenden aufkommen lässt oder wenn Invalidität vermutet wird, 

namentlich nach schweren Krankheiten oder Unfällen; 

c. wenn es sich sonst als angezeigt erweist. 

 

§ 26 Personalentwicklung 
1 Die Einwohnergemeinde ist eine attraktive Arbeitgeberin, die Leistungen, 
Engagement und Initiative fördert und anerkennt. Mitarbeitende werden durch eine 
moderne Personalführung und spezifische arbeitsplatzbezogene Aus- und 
Weiterbildungen kontinuierlich gefördert. 

2 Aus- und Weiterbildungen werden von der Gemeindeverwalterin oder dem 
Gemeindeverwalter im Rahmen des Budgets genehmigt. 

3 Berufsrelevante Zusatzausbildungen werden in speziellen Vereinbarungen 
geregelt. Der Gemeinderat kann die Kompetenz delegieren. 

4 Mit der Genehmigung von Aus- und nicht zwingend nötigen Weiterbildungen kann 
eine befristete Verpflichtung zur Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses und die Pflicht 
zur ganzen oder teilweisen Kostentragung verbunden werden. 

5 Der Gemeinderat erlässt in der Verordnung zum Personalreglement die 
Ausführungsbestimmungen. 

 

§ 27 Ferien 
1 Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf 25 Ferientage pro Kalenderjahr. Ab dem 
50. Altersjahr erhalten die Mitarbeitenden alle 2 Jahre einen Tag zusätzlich. Ab dem 
58. Altersjahr beträgt der Ferienanspruch 30 Tage pro Kalenderjahr. 

 

§ 28 Kürzung der Ferien 
1 Bei Absenzen infolge von Krankheit, Unfall, Militär- und zivilem Ersatzdienst oder 
aus anderen Gründen von zusammen über drei Monaten Dauer erfolgt eine Kürzung 
des Ferienanspruchs ab dem 4. und jedem weiteren Monat um je einen Zwölftel des 
jährlichen Anspruchs. 
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§ 29 Ferienbezug 
1 Die Ferieneinteilung ist Sache der vorgesetzten Stelle, dabei werden die Wünsche 
der Mitarbeitenden nach Möglichkeit berücksichtigt. 

2 Der Ferienanspruch ist nach Möglichkeit im betreffenden Kalenderjahr zu 
beziehen. Der Restferienanspruch von maximal 5 Tagen ist bis zum 30. April des 
Folgejahres zu beziehen. 

 

§ 30 Bezahlter Urlaub 
1 Die Handhabung von bezahlten Urlauben richtet sich grundsätzlich nach 
kantonalem Recht. 

2 Der Gemeinderat kann weitere Bestimmungen in der Verordnung zum 
Personalreglement festlegen. 

 

§ 31 Feier- und Freitage 
1 Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf die nach kantonalem Recht festgesetzten 
Feier- und Freitage.  

 

§ 32 Arztbesuche 
1 Arztbesuche sind in der Regel ausserhalb der Blockzeit, jedoch immer ohne 
Zeitgutschrift wahrzunehmen. 

 

C Entlöhnungen und Sozialleistungen 

§ 33 Entlöhnung/Fälligkeit 
1 Die Löhne werden den Mitarbeitenden monatlich, in der Regel jeweils am 25. jeden 
Monats, ausgerichtet. 

 

§ 34 Lohnklassen, Einreihung 
1 Die Entlöhnung der Mitarbeitenden richtet sich nach den Lohntabellen der 
Einwohnergemeinde. Der Gemeinderat legt die Lohntabellen in der Verordnung zum 
Personalreglement fest. 

2 Die Einreihung der Mitarbeitenden in die Lohnklassen erfolgt im Rahmen des im 
§35 erlassenen Funktionskataloges durch den Gemeinderat. 
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3 Bei Stellenantritt gilt in der Regel der Minimallohn. Wenn die bisherige Tätigkeit, 
Vorbildung, Fähigkeiten und Kenntnisse es rechtfertigen, wird durch Anrechnung 
einer Anzahl von Erfahrungsstufen ein höherer Anfangslohn festgesetzt. 

 

§ 35 Funktionskatalog 
1 Es bestehen die nachfolgenden Funktionen inkl. Lohnbänder: 

Gemeindeverwalter/in 10 – 07 

Bereichsleiter/in 15 – 11 

Abteilungsleiter/in 16 – 12 

Sachbearbeitende Technik und Administration 20 – 13 

Stellvertretende auf Stufe Gemeindeverwalter/in und Bereichsleiter/in können mit 
einer zusätzlichen Lohnklasse entschädigt werden. 

 

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) / Berufsbeistandschaft (BB) 

Leitung KESB 11 – 08 

Leitung KESB-Stellvertreter/in 12 – 09 

Mitglied Spruchkörper 14 – 11 (Erfa-Stufe 10) 

Mitarbeitende Sozialarbeit 15 – 13 

Leitung BB 12 – 10 

Leitung BB-Stellvertreter/in 13 – 11 

Berufsbeistand/Berufsbeiständin und 

Sachbearbeiter/in mit Sozialausbildung 14 – 12 

Mitarbeitende mit qualifizierten Buchhaltungskenntnissen 18 – 15 

Mitarbeitende mit KV-Ausbildung 20 – 17 

 

Zivilschutzverbund ARGUS 

Kommandant 13 – 10 

Kommandant-Stellvertretung 17 – 13 

Sachbearbeitung Technik und Administration 20 – 13 
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§ 36 Weitere Entschädigungen und Zuschläge 
1 Weitere Entschädigungen und Zuschläge werden in der Verordnung zum 
Personalreglement geregelt. 

 

§ 37 Mitarbeitendengespräche (MAG) 
1 Zur Beurteilung der Leistung sowie zur Vereinbarung künftiger Ziele findet 
mindestens jährlich ein Mitarbeitendengespräch statt. 

2 Inhalt, Art und Durchführung der MAG werden in der Verordnung zum 
Personalreglement geregelt. 

3 Aufgrund der Beurteilung durch das MAG kann der Gemeinderat auf Antrag der 
Gemeindeverwalterin oder des Gemeindeverwalters folgende Anordnungen treffen: 

a. kein Stufenanstieg; 

b. ordentlicher Stufenanstieg; 

c. ausserordentlicher Stufenanstieg; 

d. Beförderung in eine höhere Lohnklasse, sofern dies die Funktionsstruktur 

zulässt; 

e. Leistungsprämie. 

4 Der Gemeinderat kann die Kompetenz delegieren. Die Details sind in der 
Verordnung zum Personalreglement geregelt. 

 

§ 38 Teuerung 
1 Die Anpassung der Löhne und der Entschädigungen an die Teuerung richtet sich 
nach den geltenden kantonalen Beschlüssen. 

 

§ 39 Lohnfortzahlung bei Öffentlichkeitsdiensten 
1 Während der Dauer des obligatorischen Militär-, Zivilschutz- und zivilen 
Ersatzdienstes wird die gesetzliche Erwerbsausfallentschädigung auf 100% des 
vollen Lohnes ergänzt. 

2 Während der Dauer der Rekrutenschule, allfälliger Beförderungsdienste und 
freiwilliger Dienstleistungen besteht nur Anspruch auf die 
Erwerbsausfallentschädigung. Der Gemeinderat kann mit betroffenen 
Mitarbeitenden Sonderregelungen vereinbaren. 

3 Der Gemeinderat kann die Kompetenz delegieren. Die Details sind in der 
Verordnung zum Personalreglement geregelt. 
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§ 40 Lohnfortzahlung bei Krankheit und Unfall 
1 Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfalls werden 100 % des Nettolohns 
gemäss nachfolgenden Punkten ausgerichtet: 

a. im 1. Anstellungsjahr für 2 Monate; 

b. im 2. - 4. Anstellungsjahr für 6 Monate; 

c. im 5. - 10. Anstellungsjahr für 12 Monate; 

d. ab dem 11. Anstellungsjahr für 24 Monate. 

2 Erfolgt seitens der Versicherung wegen groben Verschuldens der versicherten 
Person eine Kürzung der Leistungen, werden die Lohnzahlungen der 
Einwohnergemeinde im gleichen Rahmen gekürzt.  

3 Bei Unfällen, die von der Unfallversicherung ausgeschlossen sind, besteht für die 
Einwohnergemeinde keine Lohnzahlungspflicht. 

4 Ab Datum des Austrittes werden Leistungen nach den jeweils geltenden 
Versicherungsbestimmungen direkt durch den Versicherer ausgerichtet. 
Mitarbeitende müssen in die Einzelversicherung übertreten. 

 

§ 41 Versicherungsprämien 
1 Die Versicherungsprämien für die Berufsunfall- und die 
Krankentaggeldversicherung gehen zu Lasten der Einwohnergemeinde. 

2 Die Versicherungsprämien für die Nichtberufsunfallversicherung werden im 
Verhältnis 50:50 zwischen den Mitarbeitenden und der Einwohnergemeinde 
aufgeteilt. 

 

§ 42 Mutterschafts-, Vaterschafts- und Adoptionsurlaub 
1 Der Mutterschafts-, Vaterschafts- und Adoptionsurlaub richten sich nach 
kantonalem Recht.  

 

§ 43 Berufliche Vorsorge 
1 Die Mitarbeitenden sind bei einer Einrichtung der beruflichen Vorsorge versichert. 
Die Versicherungsprämien für die berufliche Vorsorge richten sich nach dem 
Reglement der Vorsorgeeinrichtung. 
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§ 44 Lohnnachgenuss 
1 Beim Tod von Mitarbeitenden werden Angehörigen, die mit ihnen im gleichen 
Haushalt gelebt haben oder von ihnen unterstützt worden sind, der laufende und der 
nächstfolgende Monatslohn ausbezahlt, unabhängig von anderen 
Versicherungsleistungen. 

 

§ 45 Dreizehnter Monatslohn 
1 Den Mitarbeitenden wird jeweils zusammen mit dem Novembergehalt ein 
13. Monatslohn ausgerichtet. 

2 Die Höhe des 13. Monatslohns beträgt 1/13 des für das laufende Jahr 
geschuldeten Jahreslohns. Im Ein- und Austrittsjahr wird der 13. Monatslohn pro 
rata ausgerichtet. 

3 Soweit es betrieblich möglich ist, kann der 13. Monatslohn ganz oder teilweise in 
Form von einzelnen Tagen oder wochenweise zusammenhängenden Ferien 
bezogen werden. 

4 Der Gemeinderat kann die Kompetenz delegieren. Die Details sind in der 
Verordnung zum Personalreglement geregelt. 

 

§ 46 Dienstaltersgeschenke 
1 Mitarbeitenden, welche 10 und 15 Jahre im Dienste der Einwohnergemeinde 
standen, wird in Anerkennung ihrer langjährigen Tätigkeit je ein halber Monatslohn 
ausgerichtet. 

2 Mitarbeitende mit 20, 25, 30, 35 und 40 Dienstjahren erhalten einen zusätzlichen 
Monatslohn. 

3 Das Dienstaltersgeschenk kann auf Gesuch hin ganz oder teilweise in Ferien 
umgewandelt werden, wenn es die betrieblichen Möglichkeiten zulassen. 

 

§ 47 Abgeltung von Auslagen und Abgabe von Berufskleidung 
1 Der Gemeinderat legt den Ersatz von Auslagen sowie die Abgabe von 
Berufskleidern in der Verordnung zum Personalreglement fest. 

 

§ 48 Sozialzulagen 
1 Die Familienzulagen (Kinder- / Ausbildungszulagen) werden nach Bundesrecht und 
die Erziehungszulagen werden nach kantonalem Recht ausgerichtet. 
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D Gemeindebehörden, Kontroll- oder Hilfsorgane 

§ 49 Begriff 
1 Mitglieder von Gemeindebehörden, Kontroll- oder Hilfsorganen sind alle, die mit 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben betraut und auf Amtsperioden oder für eine 
bestimmte Aufgabe gewählt sind. 

 

§ 50 Entschädigungen 
1 Entschädigungen des Gemeinderates: 

 Jahresentschädigungen 

 Gemeindepräsidium CHF 41’000.-- 

 Vizepräsidium  CHF 29’000.-- 

 Gemeinderatsmitglieder CHF 24’000.-- 

In den Jahresentschädigungen inbegriffen sind: 

a. ordentliche Sitzungen; 

b. Vor- und Nachbearbeitung der Sitzungen inklusive 

Gemeindeversammlungen, Gemeindekommissionssitzungen und 

2 Gemeinderatstagungen; 

c. die administrativen Arbeiten; 

d. Besprechungen von kurzer Dauer (bis ½ Stunde); 

e. weitere zum Aufgabenbereich gehörende Routinearbeiten; 

f. Entschädigungen, die darüber hinaus gehen, werden gemäss der Verordnung 

zur Sitzungsgeld- und Wegentschädigung der Gemeinderatsmitglieder 

ausgerichtet. Die Stundenentschädigung erfolgt gemäss Absatz 5. 

2 Die Präsidien der Sozialhilfebehörde und des Schulrates werden zusätzlich mit 
einer Jahresentschädigung vergütet. Die Sitzungen der jeweiligen Behörden werden 
den Präsidien zusätzlich zum Ansatz der Stundenentschädigungen vergütet. Alle 
anderen Aufwendungen dieser beiden Präsidien werden mit dem ordentlichen 
Ansatz der Stundenentschädigung abgegolten. 

3 Das Präsidium der Sozialhilfebehörde wird mit einem jährlichen Fixum von 
CHF 3‘000.00 entschädigt. 

4 Das Präsidium des Schulrates wird mit einem jährlichen Fixum von CHF 2‘000.00 
entschädigt. 

5 Die Kommissionsmitglieder, Behördenmitglieder und Funktionärinnen und 
Funktionäre im Dienste der Einwohnergemeinde erhalten als Stundenentschädigung 
CHF 40.00 und als Entschädigung pro Protokoll CHF 50.00. Ein ganzer Tag wird mit 
8,4 Stunden entschädigt. 
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6 Kommissionspräsidien: Alle Vor- und Nachbereitungen, administrative Arbeiten, 
Besprechungen und weitere zu ihrem Aufgabenbereich gehörende Arbeiten werden 
als Stundenentschädigung vergütet. 

7 Dem Wahlbüro wird ein Zuschlag von 50% zur Stundenentschädigung gewährt. 

8 Für die Mitarbeit in vom Gemeinderat eingesetzten Kommissionen (ausserhalb der 
Block- und Gleitzeit) können die Mitarbeitenden zwischen Arbeitszeit und 
Stundenentschädigung wählen. 

9 Die Jahresentschädigungen und Stundenentschädigungen sind seit 2010 indexiert. 

10 Ferienentschädigungen werden nicht ausgerichtet. 

 

E Schlussbestimmungen 

§ 51 Aufhebung bisherigen Rechts 
1 Das Personalreglement der Einwohnergemeinde Bubendorf vom 25. November 
2010 wird aufgehoben. 

 

§ 52 Inkrafttreten 
1 Dieses Personalreglement tritt nach Beschluss durch die 
Einwohnergemeindeversammlung und nach der Genehmigung durch die Finanz- 
und Kirchendirektion auf den 01.01.2025 in Kraft. 

 

Beschlossen von der Einwohnergemeindeversammlung Bubendorf am 28. November 

2024. 

 

Namens der Einwohnergemeindeversammlung 

Der Präsident: Der Verwalter: 

Matthias Mundwiler Damian von Arx 

 

 

Von der Finanz- und Kirchendirektion Basel-Landschaft genehmigt am 10.02.2025. 
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